
1. Die Rechtswidrigkeit einer Wohnsitzauflage in einer Aufenthaltserlaubnis kommt auch dann in
Betracht, wenn der Ausländer die Flüchtlingseigenschaft im Sinne der Genfer Flüchtlingskonven-
tion besitzt, auch wenn er nicht nach dem Verfahren des Asylverfahrensgesetzes als Flüchtling
anerkannt worden ist.

2. Die Wohnsitzauflage in einer Aufenthaltserlaubnis kann rechtswidrig sein, wenn der betroffene
Ausländer pflegebedürftig ist und zum Zwecke der Pflege mit seinem in einem anderen Bundes-
land oder einem anderen Landkreis lebenden erwachsenen Kind eine Beistandsgemeinschaft
bilden will. Dabei ist zu prüfen, ob dem Ausländer und seinem Kind auch der Zuzug des Kindes
zu dem pflegebedürftigen Ausländer zumutbar ist.

(Amtliche Leitsätze)

1 E 3637/07

VERWALTUNGSGERICHT FRANKFURT AM MAIN

URTEIL VOM 23.01.2008

In dem Verwaltungsstreitverfahren

pp.

wegen Ausländerrecht

hat die 1. Kammer des Verwaltungsgerichts Frankfurt am Main durch Richter am VG Dr. Dr.

Tiedemann als Einzelrichter aufgrund der mündlichen Verhandlung vom 23. Januar 2008 für

Recht erkannt:

1. Die Klage wird abgewiesen.

2. Die Kosten tragen die Kläger.

3. Das Urteil ist wegen der Kosten vorläufig vollstreckbar. Die Kläger dürfen die Vollstreckung
gegen Sicherheitsleistung in Höhe der festgesetzten Kosten abwenden, wenn der Beklagte nicht
zuvor Sicherheit in gleicher Höhe leistet.

T a t b e s t a n d

Die 1931 und 1933 geborenen Kläger sind afghanische Staatsangehörige. Auf ihren Asylantrag

hin hat das Bundesamt Abschiebungshindernisse nach § 53 Abs. 6 AuslG 1990 (jetzt: § 60 Absatz

7 AufenthG) festgestellt. Sie verfügten bis zum 02.01.2008 über eine jeweils verlängerte Aufent-

haltserlaubnis gemäß § 25 Absatz 5 AufenthG Diese enthielt eine Nebenbestimmung, wonach die

Wohnsitznahme auf den Bereich des Main-Kinzig-Kreises beschränkt war. Den Antrag auf
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weitere Verlängerung dieser Aufenthaltserlaubnis hat der Bevollmächtigte erst in der mündlichen

Verhandlung gestellt. Die Kläger sind schwer erkrankt und pflegebedürftig.

Die beiden Töchter der Kläger sind als Asylberechtigte anerkannt und wohnen in Aachen, wo sie

als Krankenschwestern tätig sind. Die Kläger wollen in der Nähe ihrer Töchter wohnen, um von

diesen betreut zu werden. Sie stellten deshalb im Jahre 2004 einen Antrag an den Beklagten, dem

Umzug der Kläger nach Aachen zuzustimmen. Diesen Antrag deutete der Beklagte als Antrag auf

Aufhebung oder Änderung der Nebenbestimmung dahingehend, dass es den Klägern ermöglicht

wird, ihren Wohnsitz in Aachen zu nehmen. Diesen Antrag lehnte er mit Bescheid vom

11.02.2005 ab. Den dagegen erhobenen Widerspruch wie das Regierungspräsidium Darmstadt mit

Widerspruchsbescheid vom 21.09.2007 zurück. Am 22.10.2007 haben die Kläger Klage erhoben.

Die Kläger sind der Auffassung, dass die Verweigerung der Änderung der Nebenbestimmung

rechtswidrig ist. Sie weisen darauf hin, dass sie in Aachen durch ihre Töchter gepflegt werden

könnten, wodurch in erheblichem Umfang Pflegekosten gespart würden, so dass dort auch vom

Sozialamt geringere Kosten zu tragen seien als an ihrem gegenwärtigen Wohnort im Main-

Kinzig-Kreis. Eine Verwaltungsentscheidung, durch die der Staatskasse unnötig hohe Kosten

entstünden, sei rechtswidrig.

Die Kläger beantragen,

den Bescheid des Beklagten vom 11.02.2005 und den Widerspruchsbescheid vom

21.09.2007 aufzuheben und den Beklagten zu verpflichten, die Nebenbestimmung in der

Aufenthaltserlaubnis hinsichtlich der Wohnsitznahme dahingehend zu treffen, dass der

Wohnsitz in Aachen genommen werden kann.

Der Beklagte beantragt,

die Klage abzuweisen.

Der Beklagte trägt vor, sie beabsichtige, die bisherige Nebenbestimmung über die Wohnsitz-

nahme auch in die neue Verlängerung der Aufenthaltserlaubnis zu übernehmen. Denn sie sei

rechtmäßig. Sie beruhe auf § 12 Absatz 2 Satz 2 AufenthG. Danach könne eine Aufenthalts-

erlaubnis mit Auflagen, insbesondere mit einer räumlichen Beschränkung verbunden werden. Im

vorliegenden Fall sei die Regelung zur Wohnsitznahme gerechtfertigt, um die Aufnahme und

Unterbringung von ausländischen Flüchtlingen und die damit verbundenen öffentlichen Lasten,

insbesondere Sozialhilfeleistungen, gleichmäßig und gerecht auf Länder und Kommunen zu ver-
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teilen. Diese Erwägungen lägen auch dem Erlass des Hessischen Ministeriums des Inneren und

für Landwirtschaft, Forsten und Naturschutz vom 14.01.1998 zu Grunde, der wiederum auf einer

Vereinbarung der Ausländerreferenten des Bundes und der Länder beruhe. Nach den ermessens-

lenkenden Vorgaben in diesem Erlass sei in Fällen, in denen Sozialhilfe in Anspruch genommen

werde, die Erteilung der Aufenthaltserlaubnis mit der Auflage zu verbinden, den Wohnsitz im

Zuständigkeitsbereich der Ausländerbehörde zu nehmen, die die Aufenthaltserlaubnis erteile. Dies

entspreche auch dem nachfolgenden Erlass des Hessischen Ministeriums des Inneren und für

Sport vom 26.07.2005. Nach der Erlasslage sei eine Änderung der räumlichen Beschränkung nur

mit vorheriger Zustimmung durch die Ausländerbehörde des Zuzugsortes möglich. Der Beklagte

habe in der Vergangenheit mehrmals bei der zuständigen Ausländerbehörde der Stadt Aachen die

Zustimmung für den begehrten Wohnungswechsel beantragt. Dies sei jedoch erfolglos geblieben

und zuletzt mit Schreiben vom 02.08.2007 endgültig verweigert worden. Aufgrund der fehlenden

Zustimmung der Ausländerbehörde der Stadt Aachen könne die begehrte Änderung der Auflage

nicht vorgenommen werden.

Die Weigerung der Ausländerbehörde der Stadt Aachen sei rechtlich auch nicht zu beanstanden.

Es sei nämlich davon auszugehen, dass die Kläger auch bei Wohnsitznahme in Aachen dauerhaft

auf Sozialhilfe angewiesen seien. Anhaltspunkte dafür, dass die in Aachen lebenden Töchter der

Kläger im Falle eines Umzuges für den Lebensunterhalt der Kläger auf Dauer aufkommen wür-

den, seien weder vorgetragen noch ersichtlich. Der Umzug sei auch nicht erforderlich, um die

benötigte Pflege sicherzustellen. Es sei keineswegs so, dass nur durch die Töchter eine angemes-

sene und zumutbare medizinische Betreuung möglich sei. Auch die von den Klägern vorgelegten

ärztlichen Gutachten wiesen nicht aus, dass nur eine Pflege durch Familienmitglieder zumutbar

sei. Im Übrigen sei davon auszugehen, dass die Töchter die eigene Berufstätigkeit zu Gunsten der

Betreuung und Pflege ihrer Eltern nicht aufgeben würden. Zumindest sei die Frage bisher nicht

nachvollziehbar beantwortet, wie die Töchter den hohen Pflegeaufwand mit ihrer Berufstätigkeit

vereinbaren wollten.

Die Kammer hat den Rechtsstreit mit Beschluss vom 14.11.2007 auf den Berichterstatter als Ein-

zelrichter übertragen. Das Gericht hat neben der Gerichtsakte einen Hefter Behördenakten zum

Gegenstand der mündlichen Verhandlung gemacht.

E n t s c h e i d u n g s g r ü n d e

Die Klage ist zulässig. Insbesondere handelt es sich bei der Auflage der Wohnsitznahme im

Bezirk der die Erlaubnis erteilenden Behörde um eine selbständig anfechtbare Nebenbestimmung.

Die belastende Nebenbestimmung ist auch nicht dadurch entfallen, dass die Aufenthaltserlaubnis
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der Kläger mangels rechtzeitiger Beantragung der Verlängerung erloschen und die Fiktions-

wirkung des § 81 Abs. 4 AufenthG nicht eingetreten ist. Denn nach § 51 Abs. 6 AufenthG bleiben

räumliche und sonstige Beschränkungen und Auflagen auch nach Wegfall des Aufenthaltstitels in

Kraft, bis sie aufgehoben werden oder der Ausländer seiner Ausreisepflicht nachgekommen ist.

Die Klage ist jedoch nicht begründet. Die angefochtenen Bescheide sind rechtmäßig. Die Kläger

haben keinen gesetzlichen Anspruch auf eine Aufhebung oder Änderung der Wohnsitzauflage,

denn nach § 12 Abs. 2 AufenthG steht es im Ermessen der Behörde, die Aufenthaltserlaubnis mit

einer räumlichen Beschränkung zu verbinden. Dieses Ermessen umfasst sowohl das Ob als auch

das Wie einer räumlichen Beschränkung und ermächtigt damit auch zur Auflage der Wohnsitz-

nahme in einem bestimmten Gebiet.

Die ablehnende Entscheidung ist auch nicht ermessensfehlerhaft und verletzt die Kläger deshalb

nicht in ihrem Recht auf eine ermessensfehlerfreie Entscheidung (§ 40 VwVfG).

Die Entscheidung ist maßgeblich von der Erwägung getragen, dass die Kläger auf öffentliche

Leistungen nach dem SGB XII angewiesen sind und dass es wünschenswert ist, eine Gleichbela-

stung der öffentlichen Haushalte, die für Leistungen an hilfebedürftige Ausländer aufzukommen

haben, dadurch herbeizuführen, dass die Ausländer gleichmäßig auf alle Bundesländer und

innerhalb der Bundesländer auf alle Landkreise verteilt werden. Eine solche Verteilung findet bei

Asylbewerbern bereits nach Maßgabe der Verteilungsregeln des Asylverfahrensgesetzes (§§ 45ff.

AsylVfG) statt. Diese Verteilungsregelung kann nach Abschluss des Asylverfahrens dadurch fort-

geschrieben werden, dass die dem Ausländer zu erteilende Aufenthaltserlaubnis mit einer Auflage

versehen wird, die ihn verpflichtet, dort wohnen zu bleiben, wo er schon aufgrund der asylverfah-

rensrechtlichen Regelungen hinverteilt worden ist.

Diese Überlegungen sind jedenfalls in den Fällen zielführend, in denen der betroffene Ausländer

Sozialhilfe nach dem zwölften Buch des Sozialgesetzbuchs bezieht und auch künftig auf solche

Leistungen angewiesen ist. Denn Träger der Sozialhilfe sind die kreisfreien Städte und die Land-

kreise (§ 3 SGB XII). Sie tragen auch die Kosten der Sozialhilfe (vgl. § 5 HAG/SGB XII - GVBl

HE 2004, 488).

Die Rechtmäßigkeit der vom Beklagten angestellten Ermessenserwägungen scheitert nicht daran,

dass der mit der Wohnsitzauflage verfolgte Zweck nicht legitim wäre. Allerdings wäre die Legi-

timität des Zwecks der ausgewogenen Lastenverteilung dann nicht gegeben, wenn sich die Kläger

auf das Europäische Fürsorgeabkommen vom 11.12.1953 (BGBl 1956 II 564 - EFA) i.V.m. dem

gleichzeitig unterzeichneten Zusatzprotokoll (BGBl 1956 II 578 - ZP EFA) berufen könnten.
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Nach diesem Abkommen ist jeder Vertragsstaat verpflichtet, einem Flüchtling, der sich in irgend-

einem Teil seines Gebietes erlaubt aufhält und nicht über ausreichende Mittel verfügt, in gleicher

Weise wie seinen eigenen Staatsangehörigen und unter den gleichen Bedingungen die Leistungen

der sozialen und der Gesundheitsfürsorge zu gewähren, die in der in diesem Teil seines Gebietes

geltenden Gesetzgebung vorgesehen sind. Zu diesen Leistungen gehört auch die laufende Hilfe

zum Lebensunterhalt nach Maßgabe des SGB XII. Nach der Rechtsprechung des Bundesverwal-

tungsgerichts umfassen die „gleichen Bedingungen“ unter denen Fürsorgeleistungen nach Art. 1

EFA Flüchtlingen wie den eigenen Staatsangehörigen zu gewähren ist, auch die Bedingungen

bezüglich des Aufenthalts- oder Wohnortes. Da die Gewährung von Fürsorgeleistungen an

deutsche Staatsangehörige nicht davon abhängt, wo sie ihren Wohnsitz haben oder wo sie sich

aufhalten, und ebenso wie die Freizügigkeit eines deutschen Staatsangehörigen nicht zu dem

Zwecke beschränkt werden darf, die Zuständigkeit einer bestimmten Gebietskörperschaft für die

Gewährung von Sozialhilfe zu begründen, so wenig ist dies auch für Flüchtlinge zulässig

(BVerwG, Urt. v. 18.05.2000 - 5 C 29/98 -, BVerwGE 111, 200 TZ 16; OVG Koblenz, Urt. v.

24.08.2006 - 7 A 10492/06.OVG -, InfAuslR 2006, 492).

Indessen können sich die Kläger nicht auf diese Regelung berufen. Denn sie sind keine Flücht-

linge im Sinne des Art. 2 ZP EFA. Dies ergibt sich allerdings nicht schon daraus, dass das von

ihnen betriebene Asylverfahren nicht zur Feststellung der Voraussetzungen des § 51 Abs. 1 AuslG

1990 und damit auch nicht zur Anerkennung des Flüchtlingsstatus geführt hat, sondern nur zur

Feststellung, dass Abschiebungshindernisse nach § 53 Abs. 6 AuslG 1990 (jetzt: § 60 Abs. 7 Auf-

enthG) vorliegen. Denn der subjektive Rechtsanspruch aus dem Europäischen Flüchtlingsab-

kommen (vgl. dazu BVerwG a.a.O TZ 9) hängt nicht davon ab, dass der Ausländer einen

bestimmten Aufenthaltstitel hat und auch nicht davon, dass sein Flüchtlingsstatus nach der Genfer

Flüchtlingskonvention (GFK) anerkannt worden ist, sondern allein davon, dass er „Flüchtling“ im

Sinne des Genfer Abkommens ist (vgl. Art. 1 ZP EFA). Das ist der Fall, wenn er sich aus begrün-

deter Furcht vor Verfolgung wegen seiner Rasse, Religion, Nationalität, Zugehörigkeit zu einer

bestimmten sozialen Gruppe oder wegen seiner politischen Überzeugung außerhalb des Landes

befindet, dessen Staatsangehörigkeit er besitzt (Art. 1 A 2 GFK), keiner der Ausschlussgründe des

Art. 1 D, E und F GFK vorliegt und die Flüchtlingseigenschaft auch nicht nach Maßgabe des Art.

1 C GFK weggefallen ist. Sofern die Flüchtlingseigenschaft nicht schon in einem Asylverfahren

festgestellt worden ist, müssen diese Voraussetzungen im Rahmen der Entscheidung über die

Anwendbarkeit des EFA inzident geprüft werden.

Im vorliegenden Falle ergibt sich aus den dem Gericht vorliegenden Akten schon nicht, dass die

Kläger zum Zeitpunkt ihrer Flucht nach Deutschland Flüchtlinge im Sinne der GFK waren. Bei

ihrer Anhörung vor dem Bundesamt haben sie ihre Flucht ausschließlich mit den Gefahren
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begründet, denen sie in ihrem Heimatland wegen der dort stattfindenden kriegerischen Auseinan-

dersetzungen ausgesetzt waren. Ihr Vortrag vor dem Verwaltungsgericht ist aus den vorgelegten

Verwaltungsakten nicht zu ermitteln, weil die Sitzungsniederschrift dort nicht vorhanden ist und

das Verwaltungsgericht in seinem Urteil von einer Darstellung des klägerischen Vorbringens

abgesehen hat (VG Frankfurt, Urt. v. 05.11.1998 - 5 E 30800/96.A). Die Kläger haben aber auch

vor dem jetzt erkennenden Gericht nichts vorgetragen, dass ihren damaligen Flüchtlingsstatus

begründen könnte. Auch dafür, dass heute die Voraussetzungen vorliegen und es sich insoweit um

Sur-Place-Flüchtlinge handelt, ist nichts vorgetragen oder ersichtlich.

Aus den vorstehenden Gründen kommt auch ein Anspruch auf Gleichstellung mit deutschen

Staatsangehörigen nach Art. 23 GFK nicht in Betracht, so dass offen bleiben kann, ob diese Vor-

schrift ein unmittelbares subjektives Recht gewährt oder nicht (offen lassend: BVerwG

01.03.1957 - I C 80.55 - Rn 13; bejahend: BVerwG 04.06.1991 - 1 C 42/88 - Rn 13 ff; vernei-

nend: BVerwG 21.01.1992 - 1 C 21/87 - Rn 15 f.; BVerwG 18.01.1994 - 9 C 48/92 - Rn 14; für

einen Anspruch nur bei Anerkennung: BVerwG Urt. v. 15.01.2008 - 1 C 17.07 - (Presseerklä-

rung)).

Die Ermessensentscheidung leidet auch nicht daran, dass das Mittel der Wohnsitzauflage im Hin-

blick auf den verfolgten Zweck ungeeignet wäre (so aber OVG Koblenz, Urt. v. 24.08.2006 - 7 A

10492/06.OVG -, InfAuslR 2006, 493). Es trifft zwar zu, dass die Kläger durch die Wohnsitz-

auflage nicht gehindert werden, im Bundesgebiet zu reisen und im Bedarfsfall jeweils am Ort

ihres Aufenthalts Sozialhilfe in Anspruch zu nehmen (§ 98 Abs. 1 Satz 1 SGB XII). Indessen ist

schon angesichts der schweren Erkrankungen und dem fortgeschrittenen Alter der Kläger nicht

damit zu rechnen, dass Sie ständig auf Reisen sind. Es ist vielmehr davon auszugehen, dass sie

sich regelmäßig auch an ihrem Wohnort aufhalten und folglich auch die für diesen Wohnort

zuständige Behörde in Anspruch nehmen. Im Übrigen sind für zahlreiche Leistungen, insbeson-

dere die der Grundsicherung im Alter oder für stationäre Leistungen die Sozialhilfebehörde

zuständig, in deren Bereich der Betroffene seinen gewöhnlichen Aufenthalt hat (§ 98 Abs. 1 Satz

2, Abs. 2 SGB XII). Den gewöhnlichen Aufenthalt hat jemand dort, wo er sich unter Umständen

aufhält, die erkennen lassen, dass er an diesem Ort nicht nur vorübergehend verweilt (§ 30 Abs. 3

Satz 2 SGB I). Dazu gehört die Wohnung, für die er gemeldet ist. Unter diesen Umständen wäre

es sogar unverhältnismäßig, wenn die Kläger einer räumlichen Beschränkung des Aufenthalts

unterworfen worden wären, da ihnen damit auch das gelegentliche Reisen, insbesondere also auch

Besuche bei den Kindern in Aachen unmöglich gemacht worden wäre, obwohl davon eine nach-

haltige Verlagerung der Lastenverteilung nicht zu befürchten ist.
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Die Ermessenserwägungen des Beklagten sind auch nicht etwa deshalb fehlerhaft, weil unberück-

sichtigt geblieben wäre, dass der Zuzug der Kläger nach Aachen die Pflegekosten zulasten der

öffentlichen Haushalte wenn nicht beseitigen, so doch wenigstens reduzieren würde, weil die

Pflege zumindest teilweise von den Töchtern übernommen werden könnte. Dies wäre nur dann

ein relevantes Argument, wenn die Pflegeleistungen unabhängig vom Aufenthaltsort der Kläger

aus derselben öffentlichen Kasse getragen würden, wie das etwa bei den Leistungen nach dem

SGB II grundsätzlich der Fall ist, die von der Bundesagentur für Arbeit getragen werden (vgl. § 6

Abs. 1 SGB II). Im Falle der Sozialhilfe entsteht jedoch keine solche Entlastung, sondern eine

erstmalige Belastung der kreisfreien Stadt oder des Landkreises, wohin der Zuzug erfolgt.

Die Ermessenserwägungen sind auch nicht etwa deshalb fehlerhaft, weil sie das private Interesse

der Kläger an der Fürsorge durch ihre Familienangehörigen in einer die Grenzen der Zumutbar-

keit verletzenden Weise dem öffentlichen Interesse an einer Lastenverteilung opfert. Die

Entscheidung orientiert sich an dem Erlass des Hessischen Ministeriums des Inneren und für

Sport vom 26.07.2005. In diesem Erlass ist dieser Gesichtspunkt, nämlich die Sicherstellung der

benötigten Pflege von Betroffenen, die wegen ihres Alters oder wegen ihrer Krankheit oder

Behinderung pflegebedürftig sind, durch Familienangehörige berücksichtigt. Mit dem Hessischen

Verwaltungsgerichtshof (Beschluss v. 02.01.2008 - 9 TP 2561/07 -) ist zwar davon auszugehen,

dass dieser Gesichtspunkt nicht schon dann außer Betracht bleiben kann, wenn die Pflege der

Kläger durch die Töchter aus sozialmedizinischer Sicht nicht notwendig ist. Denn die Pflege

durch Familienangehörige ist grundsätzlich der Pflege durch professionelle Pflegedienste auch

rechtlich vorzuziehen. Familienangehörige, die einander Pflegeleistungen erbringen, bilden eine

Beistandsgemeinschaft, die unter dem besonderen Schutz des Art. 6 GG steht. Diese Beistands-

gemeinschaft verliert ihre Funktion nicht dadurch, dass die Lebenshilfe auch durch Dritte erbracht

werden kann (BVerfG, B v. 12.12.1989 - 2 BvR 377/88 -, NJW 1990, 895; B. v. 25.10.1995 - 2

BvR 901/95 -, DVBl 1996, 195). Das Interesse an der Herstellung und Aufrechterhaltung einer

familiären Beistandsgemeinschaft geht wegen seines grundrechtlichen Schutzes nicht nur einwan-

derungspolitischen Belangen vor, sondern auch dem rein fiskalische Interessen an einer gleichen

Lastenverteilung unter den Trägern der Sozialhilfe.

Indessen ist bisher seitens der Kläger überhaupt nicht deutlich gemacht worden, wie die Betreu-

ung und Pflege der Eltern durch die Töchter angesichts deren eigener Berufstätigkeit überhaupt

sichergestellt werden soll. Obwohl nicht nur der Beklagte, sondern auch das Gericht in seinem

(ablehnenden) PKH-Beschluss vom 20.11.2007 auf diesen Umstand hingewiesen hat, ist nichts

dazu vorgetragen worden, wie die Arbeitsbedingungen der Töchter sind, wie die Wohnbedingun-

gen sind, ob die Eltern in die Wohnung einer der Töchter aufgenommen werden sollen, welche

Pflegeleistungen konkret zu leisten sind und ob dies von den Töchtern und/oder deren Familien-
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angehörigen neben dem Beruf geleistet werden kann. Ist aber die regelmäßige und zumindest

überwiegende Pflege und Betreuung durch die Töchter gar nicht sichergestellt, so reduziert sich

das Interesse der Kläger an einem Zuzug nach Aachen einfach nur darauf, den Kindern näher zu

sein und die Begegnungsgemeinschaft mit diesen zu vertiefen. Dieser Gesichtspunkt wiegt jedoch

nicht so schwer, dass er von Rechts wegen der von dem Beklagten verfolgten Zielsetzung vorge-

hen müsste.

Die im Hinblick auf Art. 6 GG zu respektierende Familiensolidarität kann im Übrigen auch ohne

eine Umverteilung der Belastungen öffentlicher Haushalte dadurch ermöglicht werden, dass sich

die Töchter einen Arbeitsplatz in der Nähe des Wohnortes ihrer Eltern suchen und hier ihren

Wohnsitz nehmen. Dieser Gesichtspunkt darf in die Ermessenerwägungen eingehen. Dem steht

auch nicht die Regelung in dem Erlass des Hessischen Ministeriums des Inneren und für Sport

entgegen, wonach die Ausländerbehörde des Zuzugsortes die Zustimmung zur Änderung der

Wohnsitzauflage nicht allein unter Hinweis darauf verweigern darf, dass der Zweck des Wohn-

sitzwechsels auch an einem anderen Ort erreicht werden kann (so aber HessVGH a.a.O). Diese

Regelung bezieht sich nämlich nicht auf einen Vergleich zwischen der Situation am derzeitigen

Wohnort und der Situation an dem vom Ausländer angestrebten Wohnort, sondern auf einen Ver-

gleich zwischen der Situation an dem vom Ausländer angestrebten Wohnort und der Situation an

irgendeinem dritten Ort. Nur der letztgenannte Vergleich soll nicht angestellt werden dürfen, weil

dies im Ergebnis dazu führen würde, dass jede um Aufnahme ersuchte Gebietskörperschaft sich

dadurch aus der Verantwortung ziehen könnte, dass sie auf irgendeine andere Gebietskörperschaft

verweist. Der Vergleich zwischen der Situation am derzeitigen Wohnort und der Situation am

angestrebten Wohnort muss jedoch möglich sein, weil nur so die Erforderlichkeit einer Änderung

der Wohnsitzauflage ermittelt werden kann. Die Kläger müssten deshalb, um ihrem Anliegen zum

Erfolg zu verhelfen, auch vortragen können, dass den Töchtern die Verlegung ihres Lebensmittel-

punktes in den Wohnbereich der Eltern nicht zumutbar wäre. Indessen haben die Kläger auch

hierzu bisher nichts vorgetragen. Aufgrund der gegebenen Erkenntnislage kann das Gericht des-

halb nicht feststellen, dass die von dem Beklagten getroffene Ermessensentscheidung fehlerhaft

ist.

Die Kostenentscheidung beruht auf § 154 Abs. 1 VwGO. Die Entscheidung über die vorläufige

Vollstreckbarkeit beruht auf § 167 VwGO i.V.m. §§ 708 Nr. 11, 711 ZPO. Die Berufung war

nicht zuzulassen, weil die Berufungszulassungsgründe des § 124 Abs. 2 Nr. 3 und 4 VwGO nicht

vorliegen (§ 124a Abs. 1 S. 1 VwGO).


